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Am 6. Juni 2019 fand die 70. Jahresversammlung des 
ifo Instituts in der Großen Aula der Ludwig-Maximi
lians-Universität München statt. In der Mitglieder-
versammlung am Nachmittag berichtete Prof. Dr. 
Dr. h.c. Clemens Fuest, Präsident des ifo Instituts, 
über die Aktivitäten des Instituts im Jahr 2018. Der von 
ifo-Vorstandsmitglied Dr. Stephanie Dittmer vorge
tragene Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 
wurde einstimmig beschlossen und der Vorstand ein-
stimmig entlastet.

Zum Abschluss der Mitgliederversammlung – 
nach der Wahl der Kuratoriumsmitglieder – wurde 
der Preis der Gesellschaft zur Förderung der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung (Freunde des 
ifo Instituts) e.V. verliehen. Er ging an Dr. Marc Pio-
piunik, wissenschaftlicher Mitarbeiter im ifo Zentrum 
für Bildungsökonomik, für seinen gemeinsam mit 
Jan Bietenbeck und Simon Wiederhold verfassten 
Artikel »Africa’s Skill Tragedy: Does Teachers’ Lack 
of Knowledge Lead to Low Student Performance«. 
Der Beitrag wurde 2018 im Journal of Human Resour-
ces veröffentlicht und behandelt den Einfluss des 
Fachwissens der Lehrkräfte auf die Schülerleistun-
gen in mehreren afrikanischen Ländern. Die Auto-
ren konnten anhand von Befragungsdaten empirisch 
nachweisen, dass mit steigendem Niveau des Fach-
wissens der Lehrer auch die Leistungen der Schü-
ler ansteigen. Prof. Dr. Rolf Tschernig, Vorsitzender 
des Nutzerbeirats des ifo Instituts, hielt die Lauda-
tio und überreichte im Anschluss daran zusammen 
mit Prof. Roland Berger, Vorsitzender der Gesell-
schaft zur Förderung der wirtschaftswissenschaftli-
chen Forschung (Freunde des ifo Instituts) e.V., und  
Clemens Fuest die Auszeichnung.

ifo Jahresversammlung 2019
70 Jahre Soziale Marktwirtschaft –  
welche Zukunft hat unsere Wirtschaftsordnung?

Der Preis des Jahres 2018 für besondere Leistun-
gen in der Drittmittelforschung bekam das Projekt-
team Prof. Helmut Rainer, Ph.D., Leiter des ifo Zent-
rums für Arbeitsmarkt- und Bevölkerungsökonomik, 
Anita Fichtl, Victoria Endl-Geyer und Clara Albrecht, 
Mitarbeiterinnen in dem ifo Zentrum, sowie Prof. 
Dr. Joachim Ragnitz, stellvertretender Leiter der ifo 
Niederlassung Dresden, für die erfolgreiche Bearbei-
tung des Projekts »Deutschland 2017 – Studie zu den 
Einstellungen und Verhaltensweisen der Bürgerinnen 
und Bürger im vereinigten Deutschland«. Die Studie 
wurde von März 2016 bis Juni 2018 für das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie erstellt. Eben-
falls am Projekt beteiligt waren die früheren ifo-Mit-
arbeiter Timo Hener, Universität Aarhus, und Stefan 
Bauernschuster, Universität Passau.

Stellvertretend für das Gesamtteam nahmen 
Clara Albrecht, Stefan Bauernschuster, Victoria Endl-
Geyer, Joachim Ragnitz und Helmut Rainer den Preis 
entgegen.

Anlässlich des 70-jährigen Bestehens des ifo 
Instituts und der ifo Konjunkturumfragen wurde zu
sätzlich ein Sonderpreis an das Team der Konjunk- 
turbefragungen und das unterstützende Team Kom-
munikation verliehen. Das 20-jährige Bestehen der 
CESifo GmbH wurde ebenfalls zum Anlass genommen, 
dem CESifo-Team mit einem Sonderpreis für seinen 
Einsatz zu danken.

Am Vormittag, zu Beginn des öffentlichen Teils 
der ifo Jahresversammlung, die unter dem Motto 
»70 Jahre Soziale Marktwirtschaft – welche Zukunft 
hat unsere Wirtschaftsordnung?« stand, begrüßte 
Prof. Dr. Dr. h.c. Martin Wirsing, Vizepräsident der 
Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU), die Rolf Tschernig, Marc Piopinuik, Roland Berger, Clemens Fuest

Clemens Fuest, Clara Albrecht, Victoria Endl-Geyer,
Joachim Ragnitz, Stefan Bauernschuster, Helmut Rainer
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zahlreich erschienenen Gäste, darunter viele Vertre-
ter von Mitgliedsfirmen des ifo Instituts, von Landes- 
und Bundesministerien und der LMU. Er wies darauf 
hin, dass auch heute, 70 Jahre nach der Einführung 
der Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft, ihre Ziele 
genauso relevant geblieben seien, wie 1949. In seinem 
Grußwort gratulierte er auch dem ifo Institut zu sei-
nem 70. Geburtstag und unterstrich, dass das ifo Ins-
titut seit seinem Bestehen den wirtschaftspolitischen 
Diskus entscheidend mitgeprägt habe.

Mit kurzen Videobotschaften zum 70-jähirgen 
Jubiläum wiesen u. a. Hans-Werner Sinn, ehemaliger 
Präsident des ifo Instituts, und Meinhard Knoche, ehe-
maliges Mitglied des ifo-Vorstands, auf die entschei-
dende Rolle Ludwig Erhards bei der Gründung des ifo 
Instituts hin. 

Im Anschluss an die Begrüßungsworte von Mar-
tin Wirsing begann Clemens Fuest seinen Vortrag mit 
einem kurzen Rückblick auf die 70-jährige Geschichte 
des ifo Instituts, das genauso alt werde wie die Bun-
desrepublik Deutschland und die Soziale Markt
wirtschaft. Auch einige wichtige Persönlichkeiten 
seien sowohl mit dem ifo Institut als auch mit der Ent-
wicklung der Sozialen Marktwirtschaft verbunden. 
Um die gesamte Geschichte des ifo Instituts zu reka-
pitulieren, sei hier keine Zeit, aber einige Highlights 
aus den letzten drei Jahrzehnten sollten erwähnt 
werden: 1. die Gründung der ifo Niederlassung Dres-
den im September 1993, die eine enge Verbindung zur 
sächsischen Landesregierung geschaffen hat; 2. die 
Gründung der CESifo GmbH, deren 20-jähriges Jubi-
läum ebenfalls heute gefeiert wird und die LMU und 

das ifo Institut mit der internationalen Forschung 
verbindet – ein weltweites Forschernetzwerk mit 
etwa 1 600 Mitgliedern, die regelmäßig das ifo Ins-
titut besuchen und dadurch München zu einem For-
schungs-Hub machen, der einmalig in Europa ist; und 
3. die im Jahr 2002 durchgeführte Anbindung des ifo 
Instituts an die LMU als ein »Institut an der Universi-
tät München«.

Auch die Soziale Marktwirtschaft werde in diesem 
Jahr 70 Jahre alt. Der Blick ziele aber vor allem in die 
Zukunft: Welche Anforderungen stellten Wirtschaft 
und Politik an eine moderne Wirtschaftsordnung? Wie 
können die Ziele der Sozialen Marktwirtschaft, Wohl-
stand und sozialer Ausgleich, in Zukunft in einer sich 
ändernden Welt erreicht werden? 

Im weiteren Fortgang seiner Rede führte Fuest 
aus, dass die Soziale Marktwirtschaft für Wohlstand, 
Wirtschaftswachstum, Wettbewerb, eine ausgegli-
chene Einkommensverteilung, Umweltschutz und 
internationale Wettbewerbsfähigkeit stehe und zog 
ein Resümee, was die Soziale Marktwirtschaft bisher 
auf diesen Gebieten geleistet hat.

Eine wichtige Kennzahl für den Wohlstand eines 
Landes sei das Wachstums des Bruttoinlandspro-
dukts. Hier habe Deutschland im internationalen Ver-
gleich in den letzten beiden Jahrzehnten nur Mittel-
maß erreicht. Der Wettbewerb in Deutschland habe 
dagegen in den letzten Jahrzehnten zugenommen, 
denn der Anteil der Großunternehmen sei gesunken, 
und es gebe bisher keine starken Konzentrationsten-
denzen. Das müsse aber nicht so bleiben, Vorsicht 
sei bei der Entwicklung der digitalen Plattformen 
geboten.

Die Nettoeinkommensungleichheit sei in 
Deutschland zwar niedriger als in allen anderen 
G-7-Staaten, habe aber zugenommen. Dies sei für 
die Soziale Marktwirtschaft, die eine ausgeglichene 
Einkommensverteilung und eine breite Beteiligung 
am Wohlstand anstrebe, eine Herausforderung.

Bezüglich der Klimapolitik stellt Fuest der deut-
schen Politik ein schlechtes Zeugnis aus: Deutsch-
land habe dafür mehr Geld als alle anderen Länder 
ausgegeben und alle Ziele verfehlt. Auch betrage der 
Anteil Deutschlands an den weltweiten CO2-Emis
sionen 2017 nur 2%, so dass der Klimawandel nur 
erfolgreich bekämpft werden könnte, wenn große 

Clemens Fuest, Team »ifo Konjunkturumfragen«

Clemens Fuest, Stephanie Dittmer, stellvertretend für das 
CESifo-Team: Katja Gramann, Oliver Falck

Martin Wirsing
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Länder, wie die USA und China, sowie große Schwel-
lenländer wie Brasilien, sich beteiligten. Klimapoli-
tik sei Außenpolitik, und ein Beitrag Deutschlands 
könnte darin bestehen zu zeigen, dass Klimaschutz 
mit einer erfolgreichen Wirtschaftsentwicklung ver-
einbar sein könne.

Eine weitere Herausforderung für die Zukunft 
der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland bestehe 
darin, dass vor allem durch den Aufstieg Chinas und 
anderer ostasiatischer Volkswirtschaften das globale 
ökonomische Gewicht Deutschlands und Europas 
abnehme. Deutschland müsse seine internationa-
len Interessen wahren bei einer abnehmenden wirt-
schaftlichen Bedeutung in der Welt. Diese Heraus-
forderung sei nur durch vertiefte Zusammenarbeit in 
Europa zu bewältigen.

Sein Fazit lautete: »Das Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodell der Sozialen Marktwirtschaft und sein 
zentrales Ziel – Wohlstand und sozialen Ausgleich zu 
verbinden – ist in Deutschland von einem breiten Kon-
sens getragen. Dieses Ziel auch künftig zu erreichen, 
erfordert jedoch Veränderungen.«

Die diesjährige Festrednerin, Annegret Kramp- 
Karrenbauer, Vorsitzende der CDU Deutschlands,  
gratulierte zu Beginn ihres Vortrags dem ifo Institut zu 
70 Jahre erfolgreicher Arbeit und wies vor allem auf 
seine wichtige Brückenfunktion zwischen wirtschafts-
wissenschaftlicher Forschung und wirtschaftspoli
tischer Politikberatung hin. Bevor sie sich in ihren Aus-
führungen der Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft 
widmete, verwies Annegret Kramp-Karrenbauer auf 
die besonderen Bedingungen der Entstehung der 
Sozialen Marktwirtschaft: Sie sei eine neue Antwort 

auf die »schrecklichste Disruption« der Menschheits-
geschichte – das Dritte Reich und der Zweite Weltkrieg 
– gewesen, weder Manchester-Kapitalismus noch 
Planwirtschaft, sondern ein Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem, das mit der Idee der Sozialpartner-
schaft auf Ausgleich und Kompromiss aufbaut. Und 
sie war erfolgreich.

Die entscheidende Frage unserer Zeit sei, ob die 
Soziale Marktwirtschaft heute noch wirtschaftlich 
erfolgreich bleiben könne. Heute stehe die Soziale 
Marktwirtschaft sowohl vor äußeren als auch vor in
neren Herausforderungen. Kurz zusammengefasst: 
Von außen müsse sie sich mit 1. der Globalisierung, 
2. dem Umweltschutz und dem Klimawandel, 3. der 
Digitalisierung, 4. dem Aufstieg Chinas, das, ohne 
das westliche Gesellschaftsmodell zu besitzen, wirt
schaftlich erfolgreich sei, und 5. der USA und ihrem 
Nichtverständnis von Multilateralismus und Freihan-
del auseinandersetzen. Es gebe aber auch systemi-
sche Herausforderungen von innen. Das Vertrauen 
in das Leistungsprinzip, die Risikobereitschaft und 
die Kompromissbereitschaft gehe verloren. Dies 
seien aber keine Bedrohungen, sondern Heraus- 
forderungen, die die Europäer annehmen und ge
meinsame Antworten finden sollten.

Eine Antwort sei das Beharren auf dem Prinzip 
der Gegenseitigkeit gegenüber China und den USA. 
Eine zweite Antwort sei ein »Fortschrittswachstum«, 
das durch Innovation und Entwicklung getrieben 
werde, und nicht durch den Konsum. Deutschland 
dürfe sich beispielsweise nicht aus der Biotechno- 
logie zurückziehen. Entscheidend sei die Balance zwi-
schen Dynamik und Risiko. Bei der Digitalisierung 
gelte es, manches nur zu 80% zu regulieren und 20% 
Risiko zuzulassen.

Bezüglich der Klimapolitik warnte Annegret 
Kramp-Karrenbauer vor einer gesellschaftlichen 
Spaltung. Die Debatte könnte die Gesellschaft ähn-
lich entzweien wie das Thema Zuwanderung. Deshalb 
müsse der Klimaschutz gesellschaftliche Akzeptanz 
finden und Klimapolitik in Landwirtschafts-, Sozial- 
und Wirtschaftspolitik sowie auch in eine internatio-
nale Perspektive eingebunden werden. Die Energie- 
und Klimapolitik müsse drei Bedingungen erfüllen: 
Sie müsse die CO2-Emissioen reduzieren, dürfe wirt-
schaftlich nicht zu sehr belastend und müsse sozial 
ausgewogen sein. 

Als Fazit nannte Annegret Kramp-Karrenbauer, 
dass Aufstieg möglich sein, Leistung anerkannt wer-
den und Innovation gefördert werden müsse. Zusam-
mengefasst in der historischen Rückbetrachtung sei 
die Soziale Marktwirtschaft die richtige Antwort auf 
die damalige Disruption, und 70 Jahre danach sei die 
Sozial Marktwirtschaft die richtige Antwort auf die 
Disruption der heutigen Zeit.

Die nachfolgende Expertenrunde vertiefte die 
Diskussion um die Herausforderungen für die und 
die Zukunftsaufgaben der Soziale Marktwirtschaft. 
Dr. Hans J. Langer, CEO und Chairman der EOS Group, Annegret Kramp-Karrenbauer

Clemens Fuest
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wies darauf hin, dass die Unternehmen in den USA 
wesentlich dynamischer wachsen als hierzulande und 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands darunter leide. Der Grund dafür sei, dass der 
deutsche Mittelstand noch nicht verstanden habe, 
dass die Zukunft in der Digitalisierung liege. 

Die Frage, ob die großen Digitalunternehmen der 
USA, wie Apple, Facebook und Google, den Wettbe-
werb bedrohen, ist nach Ansicht von Prof. Dr. Oliver 
Falck, Leiter des ifo Zentrums für Industrieökonomik 
und neue Technologien und Professor an der LMU, 
nicht eindeutig zu beantworten. Die Konzerne seien 
zwar beängstigend groß, aber ob ihre Entflechtung 
wirklich die richtige Antwort auf die Wettbewerbs
gefährdung sei, sei nicht sicher. Die große Daten-
sammlung und -vielfalt biete auch viele Chancen für 
neue Geschäftsmodelle. Man solle eher über Daten
teilung nachdenken.

Dr. Ralf Stegner, Stellvertretender Vorsitzender 
der SPD, betonte die soziale Ungleichheit, die trotz 
dem Motto Erhards »Wohlstand für Alle« heute in 
Deutschland vorhanden sei. Die Gesellschaft solle sich 
über »Qualität und gute Arbeit, die anständig bezahlt 
wird«, definieren und so international wettbewerbs-
fähig werden. Zudem fehle es an Investitionen in Bil-
dung und Infrastruktur.

Für Prof. Dr. Karen Pittel, Leiterin des ifo Zent-
rums für Energie, Klima und Ressourcen und Profes-
sorin an der LMU, wäre die Etablierung eines CO2-Prei-
ses ein potenzielles Erfolgsmodell. Die Rolle Deutsch-
lands könnte es sein, ein Modell für eine effiziente 
Klimapolitik zu finden, das auf andere Länder über-
tragbar sei. Langfristig und nachhaltig werden die 
Marktwirtschaft und das demokratische System die 
besten Lösungen finden, da sie von der Mehrheit 
getragen seien.

Im weiteren Verlauf der Diskussion wurde auf 
die Frage, wie die Zukunft gestaltet werde sollte, ein
gegangen. Die Podiumsteilnehmer waren sich einig, 
dass eine Förderung der Industrie 4.0 notwendig 
sei. Auch darin, dass es nicht an Erfindungsreichtum 
mangele, herrschte Einigkeit. Ralf Stegner wies auf 
die Schwierigkeit hin, demokratische Wege zu fin-
den, damit die notwendigen Maßnahmen auch durch
geführt werden können. Um Mehrheiten zu finden, 

brauche es Teilhabe am gesellschaftlichen Wohlstand 
und Vertrauen. Der soziale Zusammenhalt sei wichti-
ger als hohe Wachstumsraten.

Als Fazit der Diskussion hielten die Referenten 
fest: Für die Zukunft der Sozialen Markwirtschaft 
und zur Bewältigung der heutigen Herausforderun-
gen ist die Globalisierung ein wichtiges Element. 
Gerade für Volkswirtschaften wie die deutsche ist es 
wichtig, einen offenen Markt zu erhalten und Wett
bewerb zuzulassen. Zudem hat Europa gute Rah
menbedingungen, um in der globalen Welt mit den 
USA und China mitzuhalten. Entscheidend für den 
weiteren Erfolg der Sozialen Marktwirtschaf ist aber 
auch, dass die Vorhaben von einer demokratischen 
Mehrheit getragen werden.

Der Vortrag von Clemens Fuest und Anne-
gret Kramp-Karrenbauer sowie die Statements von  
Oliver Falck, Ralf Stegner und Hans J. Langer sind hier 
im Anschluss veröffentlicht. 

Ursula Weidenfeld, Ralf Stegner, Karen Pittel, Hans J. Langer, 
Oliver Falck
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ifo Jahresversammlung 2019 
im Internet

Alle Vorträge, die bei der ifo Jahresversammlung prä-
sentiert wurden, und die Beiträge der Podiumsdis
kussion sind auf unserer Website als Videomitschnitte 
vollständig dokumentiert.

Videomitschnitte unter: 
https://www.ifo.de/node/42399

Öffentlicher Teil der 70. ifo Jahresversammlung

70 JAHRE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT – WELCHE 
ZUKUNFT HAT UNSERE WIRTSCHAFTSORDNUNG?

Begrüßung
Prof. Dr. Dr. h.c. Martin Wirsing
Vizepräsident der Ludwig-Maximilians-Universität
München
Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest
Präsident des ifo Instituts

Festvortrag
Annegret Kramp-Karrenbauer
Vorsitzende der CDU Deutschland

Podiumsdiskussion
Prof. Dr. Oliver Falck
Leiter des ifo Zentrums für Industrieökonomik und
neue Technologien

Dr. Hans J. Langer
CEO & Chairman der EOS GROUP

Prof. Dr. Karen Pittel
Leiterin des ifo Zentrums für Energie, Klima und
Ressourcen

Dr. Ralf Stegner
Stellvertretender Vorsitzender der SPD

Moderation: Dr. Ursula Weidenfeld, Journalistin
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Es ist mir eine große Freude, Sie alle hier zu sehen 
und auch im Namen meiner Vorstandskollegin  
Frau Dr. Dittmer sehr herzlich zu begrüßen. Ihnen, 
Herr Vizepräsident, ein großes Dankeschön für Ihre 
Worte und dafür, dass wir heute einmal mehr hier an 
unserer Universität zusammenkommen können. 

Diese Jahresversammlung ist eine besondere, 
weil wir einen runden Geburtstag feiern. Das ifo In­
stitut ist dieses Jahr 70 Jahre jung geworden, und ich 
freue mich darauf, diesen Geburtstag mit Ihnen allen 
zu feiern. 

Sein Gründungsjahr 1949 teilt das ifo mit der 
Bundesrepublik Deutschland und damit auch mit der 
Wirtschaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft. 
Wie wir heute noch hören werden, sind wichtige 
Persönlichkeiten, die diese Soziale Marktwirtschaft 
geprägt haben, insbesondere Ludwig Erhard, eng mit 
der Geschichte des ifo verbunden. 

Die Soziale Marktwirtschaft als Wirtschafts- und 
Gesellschaftsmodell erfreut sich in Deutschland bis 
heute parteiübergreifender Zustimmung. Gleich­
zeitig mehren sich jedoch die Stimmen, die bezwei­
feln, dass die Soziale Marktwirtschaft auch künftig 
in der Lage sein wird, ihr Wohlstandsversprechen 
einzulösen.

Wo steht die Soziale Marktwirtschaft in  
Deutschland heute, und welche Herausforderungen 
sind zu bewältigen? Zur Sozialen Marktwirtschaft 

Clemens Fuest*

70 Jahre Soziale Marktwirtschaft –  
welche Zukunft hat unsere  
Wirtschaftsordnung?

gehören ein hohes und wachsendes Wohlstands­
niveau, Wettbewerb im Interesse der Konsumen­
ten, eine breite Beteiligung am Erwirtschafteten,  
der Schutz der Umwelt einschließlich des Klimas  
sowie die Vertretung der Interessen Deutschlands 
in der Welt, insbesondere der Schutz des freien 
Welthandels.

WOHLSTAND: DEUTSCHLANDS WACHSTUM WAR 
IN DEN LETZTEN BEIDEN JAHRZEHNTEN NUR 
MITTELMASS

Der wichtigste Indikator für Erfolg bei der Schaffung 
von Wohlstand in einem Land ist nach wie vor das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP). Deutschland hat hier im 

internationalen Vergleich in 
den letzten beiden Jahrzehn­
ten eher mittelmäßig abge­
schnitten. Wie Abbildung 1 
zeigt, ist das BIP seit 1999 
inflationsbereinigt um 33% 
gestiegen. Das entspricht etwa 
dem Wohlstandszuwachs, den 
Frankreich erreicht hat. In 
Großbritannien ist die Wirt­
schaftsleistung im gleichen 
Zeitraum um 43% gewachsen, 
in den USA sogar um mehr 
als 50%. Deutlich schwächer 

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest, 
Professor für Volkswirtschaftslehre, 
Seminar für Nationalökonomie und 
Finanzwissenschaft an der Ludwig-Ma­
ximilians-Universität München.

Clemens Fuest 
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ist die Entwicklung in Italien, 
dort ist das BIP seit 1999 nur 
um etwa 8% gewachsen, seit 
2005 stagniert die Wirtschafts-
leistung dort.

Die insgesamt eher mittel­
mäßige Entwicklung der deut­
schen Wirtschaftsleistung hat 
verschiedene Gründe, die von 
Lasten der deutschen Wieder­
vereinigung über Schwächen 
bei Innovationen und Unter­
nehmensgründungen bis hin 
zur Alterung der Bevölkerung 
reichen. 

WETTBEWERB: 
SINKENDE KONZENTRATION, 
ABER WACHSENDE PREIS­
GRENZKOSTEN­MARGEN

Die Wahrung des Wettbewerbs ist eine zent rale 
Säule der Sozialen Marktwirtschaft. Für Ludwig 
Erhard lag hier die wichtigste Voraussetzung dafür, 
dass der Wohlstand der gesamten Bevölkerung zu­
gutekommt. In der Marktwirtschaft sorgt Wett-
bewerb dafür, dass die Bevölkerung zu möglichst 
günstigen Preisen mit Gütern versorgt wird. Der
Wettbewerb treibt außerdem Innovationen, ohne 
die es keinen nachhaltigen wirtschaftlichen Fort­
schritt gibt. Monopole und Kartelle verschlech-
tern nicht nur die Versorgung mit Konsumgütern. 
Sie reduzieren auch die Beschäftigung und steigern 
die wirtschaftliche Ungleichheit, weil Monopolge-
winne in der Regel einigen wenigen zufließen, 
während die Volkswirtschaft insgesamt geschädigt 
wird. 

Gemessen am Wertschöpfungsanteil der 
100 größten Unternehmen hat der Wettbewerb in 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten zugenom­
men, denn der Anteil der Großunternehmen ist gesun­
ken (vgl. Abb. 2). 

Wettbewerbsintensität ist aber auch daran zu 
messen, um welchen Betrag die Preise, zu denen 
Unternehmen ihre Güter 
anbieten, über den (Grenz­)
Kosten liegen. Wenn diese 
Kostenaufschläge zu nehmen, 
kann das ein Signal für zuneh­
mende Marktmacht einzel-
ner Unternehmen sein. Die­
ser Indikator weist sowohl 
in Europa als auch in Nord­
amerika auf sinkende Wett­
bewerbsintensität hin (vgl. 
Abb. 3).

In Deutschland scheint 
die Entwicklung zu höheren 
Kostenaufschlägen im interna­

tionalen Vergleich bislang eher moderat zu verlaufen 
(vgl. Tab. 1), aber das muss nicht so bleiben.

Es spricht einiges dafür, dass diese Ent­
wicklung mit der wachsenden Bedeutung von Netz­
werkeffekten, vor allem bei digitalen Plattformen, 
und geistigem Eigentum (Patente, Marken) zu tun 
hat. Die Wettbewerbspolitik muss sich auf diese 
Entwicklungen einstellen und dafür sorgen, dass 
es nicht zu einem allge meinen Verfall des Wett­
bewerbs kommt. Bereits heute besteht der Ein­
druck, dass dominierende Firmen Konkurrenten 
unter anderem durch Übernahmen ausschalten, 
bevor diese Konkurrenten ihre Marktposition ge -
fährden können.

EINKOMMENSVERTEILUNG: NETTOEINKOMMENS­
UNGLEICHHEIT IST IN DEUTSCHLAND NIEDRIGER 
ALS IN ALLEN ANDEREN G­7­STAATEN, HAT ABER 
ZUGENOMMEN

Die Einkommensverteilung ist in den letzten Jah­
ren immer stärker in den Mittelpunkt ökonomischer 
Debatten getreten. Global haben Einkommens­
ungleichheit und Armut zwar deutlich abgenom­
men, vor allem in Folge der Wirtschaftsentwicklung 
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in China, in den meisten Industrieländern hat die Ein­
kommensungleichheit aber zugenommen. Wichtigs­
ter Treiber dieser Entwicklung ist die Verlagerung der 
Nachfrage nach Arbeitskräften hin zu hochqualifi
zierter Arbeit. 

Abbildung 4 vergleicht die Ungleichheit der  
Nettoeinkommen in den G-7-Staaten im Jahr 2015 
 mit der des Jahres 1995. Es zeigt sich, dass Deutsch­
land zwar die niedrigste Einkommensungleich­
heit aufweist, dass aber in Deutschland, wie in 
allen anderen G-7-Staaten, die Ungleichheit zuge­
nommen hat. Für die Soziale Marktwirtschaft, die 
eine ausgeglichene Einkommensverteilung und 
eine breite Beteiligung am Wohlstand anstrebt, ist  
dieser Zuwachs der Einkommensungleichheit eine 
große Herausforderung.

FÜR DEUTSCHLAND MUSS 
ERFOLGREICHE KLIMA­
POLITIK AUSSENPOLITIK 
SEIN

Die Klimaerwärmung gehört 
ohne Zweifel zu den wich­
tigsten ökologischen Heraus­
forderungen, vor denen die 
Menschheit heute steht. Die 
Verringerung der globalen 
C02-Emissionen ist deshalb 
von großer Bedeutung ebenso 
wie die Anpassung an die  
Klimaerwärmung, soweit sie 
nicht zu verhindern ist. In 
Deutschland werden seit vie­
len Jahren hohe Summen in 
den Klimaschutz investiert, 
vor allem in den Ausbau er­
neuerbarer Energien. Dabei 
werden allerdings grund- 
legende Regeln für eine er­
folgreiche Umweltpolitik ver­

letzt, entsprechend ist diese Politik extrem teuer  
und gleichzeitig wenig erfolgreich – Deutschland  
gelingt es bislang nicht, die im Rahmen der 
Abkommen zum CO2-Abbau eingegangenen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. Vor diesem Hintergrund 
mehren sich die Proteste gegen die deutsche Klima- 
politik, unter anderem in Form der Fridays-for- 
Future-Demonstrationen von Schülern und Ju- 
gendlichen.

Bei Überlegungen zu Reformen der deutschen 
Klimapolitik und teils radikalen Forderungen nach 
einer Senkung der CO2-Emissionen in Deutsch­
land gerät allerdings oft in Vergessenheit, dass der 
Anteil Deutschlands und selbst Europas an den 
globalen Emissionen von Klimagasen in den letz- 
ten Jahrzehnten drastisch gefallen ist. Die Entwick­
lung des Klimawandels wird in immer geringerem 
Maße davon bestimmt, wie viel CO2 in Europa aus­
gestoßen wird. Wie Abbildung 5 illustriert, lag der 
Anteil Deutschlands im Jahr 1990 noch bei 7%, die  
EU 28 und die USA produzierten gemeinsam noch 
mehr als die Hälfte der CO2-Emissionen. Im Jahr 
2017 lag der Anteil der EU 28 bereits unter 10%, der 
Deutschlands nur 2%. 

Daraus folgt, dass die Frage, wie schnell allein 
Deutschland seine CO2-Emissionen in den nächs­
ten Jahren reduzieren wird, für den globalen Klima­
wandel weitgehend irrelevant ist. Gelegentlich wird 
behauptet, wenn Deutschland seine CO2-Emissionen 
schneller reduziere, würden andere Länder das glei­
che tun. Das ist eine Illusion. Deutschland ist zu klein, 
um global entsprechenden Einfluss zu entfalten. 
Selbst eine »Vorreiterrolle« der gesamten EU würde 
kaum dazu führen, dass andere Länder folgen. Es ist  
durchaus möglich, dass andere Länder dann sogar 

 
Tab. 1 
 
 
Preis-Grenzkosten-Margen in Europa 
Deutschland liegt in Europa bei Preis-Grenzkosten-Margen weit hinten,  
aber Vorsicht geboten 

 Preisaufschläge 
 2016 Differenz zwischen den Preisaufschlägen 

2016 und 1980 
Weltweiter Durchschnitt  1,59 0,52 
Europa 1,64 0,66 
Dänemark 2,84 1,95 
Schweiz 2,72 1,63 
Italien 2,46 1,46 
Belgien 2,06 1,03 
Griechenland 1,80 0,85 
Vereinigtes Königreich 1,68 0,74 
Norwegen 1,60 0,74 
Irland 1,82 0,66 
Frankreich 1,50 0,53 
Schweden 1,31 0,50 
Niederlande 1,52 0,47 
Finnland 1,36 0,44 
Österreich 1,33 0,41 
Spanien 1,34 0,33 
Deutschland 1,35 0,29 
Portugal 1,19 – 0,06 

Quelle: Jan De Loecker und Jan Eeckhout, »Global Market Power«, Working Paper, 18. Mai 2018, S. 7. 
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eher mehr CO2-Emissionen zulassen, denn sinkende 
Nachfrage nach fossilen Brennstoffen aus Europa  
wird die Brennstoffpreise reduzieren, und wenn  
Europa mehr für das Weltklima tut, werden andere  
es als weniger dringlich ansehen, selbst einen Bei­
trag zu leisten. Der Kampf gegen den Klimawandel 
kann nur erfolgreich sein, wenn sich große Länder 
wie die USA und China beteiligen. Wichtig ist außer­
dem die Einbindung großer Schwellenländer wie Bra­
silien. Der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro 
hat gerade erst angekündigt, den gesamten Regen­
wald des Amazonasgebiets zur Abholzung freizu- 
geben, um die Flächen landwirtschaftlich zu nutzen. 
Globale Klimapolitik kann nur Erfolg haben, wenn 
solche Schritte verhindert werden. Klimapolitik ist 
Außenpolitik.

Daraus folgt nicht, dass Deutschland keinen Bei­
trag zur Eindämmung des Klimawandels leisten kann. 
Aber dieser Beitrag kann nur darin bestehen, durch 
eine effektivere Klimapolitik im eigenen Land zu zei­
gen, wie eine Senkung von CO2-Emissionen mit einer 
erfolgreichen Wirtschaftsentwicklung vereinbart wer­

den kann. Dann, und nur dann, ist es für andere Län­
der attraktiv zu folgen. Um das zu erreichen, braucht 
Deutschland vor allem einen einheitlichen Preis für 
CO2-Emissionen über die Sektoren hinweg. Die der­
zeit in Deutschland verfolgte Politik, sektorspe- 
zifische und damit planwirtschaftliche CO2-Reduk­
tionsziele vorzugeben, bedeutet eine massive Ver­
schwendung von Ressourcen und hat deshalb keine 
Aussicht auf Erfolg.

DER AUFSTIEG CHINAS: DEUTSCHLAND MUSS SEINE 
WIRTSCHAFTLICHEN UND POLITISCHEN INTERES­
SEN INTERNATIONAL ZUR GELTUNG BRINGEN

Eine weitere Herausforderung für die Zukunft der So
zialen Marktwirtschaft in Deutschland besteht darin, 
dass vor allem durch den Aufstieg Chinas und ande­
rer ostasiatischer Volkswirtschaften das globale 
ökonomische Gewicht Deutschlands und Europas 
abnimmt. Das illustriert Abbildung 6. Gemessen in 
Kaufkraftparitäten ist China bereits heute die größte 
Volkswirtschaft der Welt, und voraussichtlich wird 

China Europa und die USA in 
den kommenden Jahrzehnten 
noch weitaus deutlicher hin­
ter sich lassen. 

Gerade als Land mit einer 
stark exportorientierten 
Wirtschaft hat Deutschland 
ein hohes Interesse an der 
Erhaltung eines regelgeleite­
ten, multilateralen Welthan­
delssystems mit fairen Wett­
bewerbsbedingungen. Die  
Wahrung dieser Interessen  
wird Deutschland im Allein­
gang nicht bewältigen kön­
nen. Hier sind die Aussich­
ten deutlich besser, wenn 
die EU 28 das Gewicht des  

Bruttoinlandsprodukt nach Kaufkraftparität
1995‒2023 

Quelle: IWF (2018). © ifo Institut 
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europäischen Binnenmarktes einbringen und 
gemeinsam han-deln. Deshalb gilt, dass diese Her­
ausforderung für die Zukunft der Sozialen Markt­
wirtschaft nur durch vertiefte Zusammenarbeit in 
Europa zu bewältigen ist.

FAZIT

Das Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell der So
zialen Marktwirtschaft und sein zentrales Ziel – Wohl­
stand und sozialen Ausgleich zu verbinden – ist in 
Deutschland von einem breiten Konsens getragen. 
Dieses Ziel auch künftig zu erreichen, erfordert jedoch 
Veränderungen: 

‒	 Wachstum fördern bei alternder und schrumpfen­
der Bevölkerung; 

‒	 Wettbewerb schützen in einer von digitalen 
Plattformen und Netzwerkeffekten geprägten 
Wirtschaft; 

‒	 soziale Balance wahren bei wachsender Skill- 
Prämie und in Winner-Takes all-Märkten; 

‒	 Klimaschutz erreichen, obwohl wir nur 2% der  
globalen CO2-Emissionen produzieren;

‒	 unsere internationalen Interessen wahren bei 
abnehmender wirtschaftlicher Bedeutung in der 
Welt. 

Um diese Ziele zu erreichen, brauchen wir euro­
päische und internationale Zusammenarbeit, wirt­
schaftspolitische Reformen in Deutschland, aber 
auch Wirtschaftsforschung und die Entwicklung neuer 
wirtschaftspolitischer Konzepte, die den veränderten 
ökonomischen und gesellschaftlichen Rahmenbedin­
gungen gerecht werden.
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Die Soziale Marktwirtschaft ist die Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung unserer freiheitlichen Demo-
kratie. Sie entstand nach dem Zusammenbruch 
durch die Zeit des Nationalsozialismus und den Zwei-
ten Weltkrieg, einer schrecklichen Disruption der 
Menschheitsgeschichte. In dieser Situation lagen alte 
Vorstellungen, alte Gewissheiten und alte Modelle im 
wahrsten Sinne des Wortes in Trümmern.

Die Soziale Marktwirtschaft war damals eine 
neue Antwort eigener Art. Sie war weder ein Modell 
des Manchester-Kapitalismus noch der sozialisti-
schen Planwirtschaft. Sie war eine neue Wirtschafts-
ordnung, aber auch eine neue Gesellschaftsord- 
nung. Ludwig Erhard war wie die meisten Christ
demokraten damals überzeugt, dass die Soziale 
Marktwirtschaft der richtige Weg zum Wohlstand für 
alle ist. Sie war vor allem ein erfolgreicher Ansatz zur 
Überwindung materiellen Mangels. Gerade dadurch 
wurde die junge deutsche Demokratie gefestigt. Der 
Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft hat nämlich die 
materielle Grundlage dafür gelegt, dass die Deut-
schen die Bundesrepublik Deutschland als Erfolgs-
modell wahrgenommen und akzeptiert haben. So 
wurde Deutschland aus einem zerstörten Land zu 
einem der wohlhabendsten und wirtschaftlich stärks-
ten Staaten der Welt.

Im Konzept der Sozialen Marktwirtschaft steckt 
vor allem die Idee des Ausgleichs – sowohl des Aus-
gleichs zwischen der Freiheit des Einzelnen und der 
Solidarität in der Gemeinschaft als auch des Aus-
gleichs von unterschiedlichen Interessen, z.B. in der 
Sozialpartnerschaft. Die Soziale Marktwirtschaft steht 
für eine starke integrative Kraft, politische und gesell-
schaftliche Aushandlungsprozesse und die Fähigkeit 
zum Kompromiss. Das Aushandeln von Kompromis-
sen wird nicht als Schwäche, sondern als Stärke des 
Systems gesehen. 

Nach über 70 Jahren erlebter Sozialer Marktwirt-
schaft kann man mit Fug und Recht behaupten: Die 
Soziale Marktwirtschaft war und ist erfolgreich. Für 
die Zukunft ist ihr Erfolg jedoch nicht selbstverständ-
lich. Er muss jeden Tag aufs Neue erarbeitet werden. 
Ob die Soziale Marktwirtschaft erfolgreich bleibt, 
haben wir aber selbst in der Hand.

Annegret Kramp-Karrenbauer*

Herausforderungen für die Soziale 
Marktwirtschaft im 21. Jahrhundert

SYSTEMISCHE HERAUSFORDERUNGEN VON 
AUSSEN UND VON INNEN

Neue Herausforderungen erfordern neue Antwor-
ten. Wir leben in einer Zeit tiefgreifender, schneller 
Veränderungen. Digitalisierung und demografische 
Entwicklung bedeuten einen doppelten Struktur-
wandel. Hinzu treten Herausforderungen durch die 
Globalisierung, Klimawandel und globale politische 
Veränderungen. 

Die Digitalisierung ist dabei der Trend mit der 
größten disruptiven Kraft. Der digitale Wandel schrei-
tet derzeit schleichend voran. Er wird große ge
sellschaftliche Veränderungen mit sich bringen. Weil 
der digitale Wandel so komplex ist, müssen wir ihn 
besser erklären und ihn für alle Menschen begreifbar 
machen. Dabei können wir über unsere Grenzen hin-
aus schauen und von anderen Ländern lernen. So ist 
z.B. in Österreich der Ansatz gewählt worden, zwölf 
Leitsätze und Ziele im Bereich der Digitalisierung auf-
zustellen und zu kommunizieren: Jeder Bürger soll an 
der Digitalisierung teilhaben können. Jeder Bürger 
soll Zugang zu schnellem Internet haben. Jedes Kind 
soll mit Kenntnissen zur Digitalisierung aus der Schu
le herausgehen. Das muss auch unser Ziel in der Poli-
tik sein. Wir müssen ein entsprechendes Leitbild skiz- 
zieren. Wir Christdemokraten wollen daher noch in 
diesem Jahr in einer »Digitalcharta Deutschland« 
unsere Visionen, Leitprinzipien und Vorschläge 
für Teilhabe, öffentliche Dienstleistungen, Bildung  
und Wissenschaft, Gesundheit, Infrastruktur, Ar
beitswelt, Wirtschaft, Sicherheit und Demokratie 
zusammenfassen. 

*	 Annegret Kramp-Karrenbauer ist Vorsitende der CDU Deutsch-
land.
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Wir stehen zudem vor systemischen Heraus
forderungen von außen. Freier Welthandel mit offe-
nen Märkten, der uns Wohlstand gebracht hat, wird 
zunehmend als keine Selbstverständlichkeit mehr 
gesehen. Er ist durch den Trend zur Abschottung 
bedroht. In Teilen der Welt haben staatlich geplante 
Volkswirtschaften, die mit marktwirtschaftlichen  
und kapitalistischen Elementen vermischt sind, so
wie staatseigene Unternehmen beträchtliche Macht. 
Solche illiberalen Systeme des Staatskapitalismus 
fordern unsere freiheitlich-demokratische Ordnung 
offensiv heraus. Heute muss sich die Soziale Markt-
wirtschaft wieder einem Wettbewerb mit Systemen 
wie in China stellen, die zwar wirtschaftlich Erfolg 
haben, jedoch nicht demokratisch in unserem Sinne 
sind. Sie entsprechen weder unseren gesellschafts-
politischen Vorstellungen noch unseren Vorstellun-
gen von Demokratie und Menschenrechten.

Das chinesische System wird von einigen zwar 
bewundert, jedoch sollten wir es stets kritisch wür-
digen. Es ist klar, dass das Privateigentum eines der 
konstituierenden Prinzipien der Sozialen Markt
wirtschaft ist. Der Schutz des Privateigentums ist 
Voraussetzung für wirtschaftliche Unabhängigkeit 
und Handlungsfreiheit. So kann das Privateigentum 
Nutzen für die Allgemeinheit stiften und damit sei-
ner Sozialpflichtigkeit gerecht werden. Dieses Prin-
zip gilt in China nicht bzw. nur eingeschränkt, wie 
z.B. die Enteignungen zum Zwecke von Infrastruktur
projekten zeigen. Auch wenn dadurch Infrastruktur-
projekte schneller umgesetzt werden können, ist es 
nicht die Art und Weise, in der wir in Deutschland und 
in Europa agieren wollen.

Die zweite systemische Herausforderung für 
unsere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sind 
die USA aufgrund ihres aktuellen Verständnisses von 
Multilateralismus. Klar ist: Freihandel und Globali
sierung sind Wachstums- und Wohlstandstreiber. 
Theoretisch wissen wir seit David Ricardo, dass 
Freihandel allen Beteiligten nutzt. Die Praxis hat 
dies eindrucksvoll bestätigt. Freihandel und Globa-
lisierung haben Milliarden Menschen aus der Armut 
geführt. Auch in Deutschland profitieren wir vom 
Freihandel vielfältig: Wir exportieren unsere qualita-
tiv hochwertigen Produkte »Made in Germany« in alle 
Welt. Das macht uns wirtschaftlich stark und schafft 
viele gute Arbeitsplätze in Deutschland. Waren und 
Dienstleistungen aus dem Ausland sorgen für Viel-
falt. Weil dadurch die Preise für eine Reihe von Ange
boten gesunken sind, können wir uns mehr leisten. Da 
Deutschland wie kaum ein anderer Staat auf Freihan-
del und regelbasierten Multilateralismus angewie-
sen ist, sind wir in einer besonderen Art und Weise 
herausgefordert.

Wir haben aber auch systemische Herausforde-
rungen von innen. Soziale Marktwirtschaft impliziert 
auch in ihrem Entstehungskontext immer ein Auf-
stiegsversprechen. Dabei hat sich die Vorstellung vom 
Aufstieg durchaus gewandelt.

1. Eine Herausforderung besteht darin, das 
Aufstiegsversprechen nicht mehr nur materiell zu 
definieren. Für viele Menschen ist die Frage der 
Balance zwischen Beruf und Freizeit wichtiger ge
worden. So spielt beispielsweise bei der Arbeits- 
platzwahl nicht mehr das Einkommen die alles ent-
scheidende Rolle. Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf oder flexible Arbeitszeiten sind stattdessen 
wesentliche Entscheidungskriterien. Darauf müssen 
wir Antworten finden.

2. Wir müssen auch die Antwort darauf finden, 
ob wir das Aufstiegsversprechen noch halten kön-
nen. Auch nach aller Anstrengung in der Bildungs- 
politik haben wir in Deutschland immer noch einen zu 
starken Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft 
und Bildungserfolg. In einer Gesellschaft, in der kluge 
Köpfe rar werden, dürfen wir niemanden aufgeben 
und müssen alle angemessen fördern. Das ist zuerst 
eine Frage der Wertschätzung des Einzelnen. Aber 
volkswirtschaftlich betrachtet auch eine Frage, ob wir 
alle Potenziale nutzen.

3. Eine weitere innere Herausforderung entsteht 
durch das Versprechen, dass sich Leistung lohnen 
soll. Wenn Menschen vor allem aus der Mitte unse-
rer Gesellschaft empfinden, dass beispielsweise ein 
übermäßiger Teil einer Lohnerhöhung gar nicht bei 
ihnen, sondern beim Fiskus ankommt, führt das zu 
einer Erosion des Vertrauens in das Leistungsver
sprechen der Sozialen Marktwirtschaft. 

4. Die nächste innere Herausforderung ist der 
Ausgleich zwischen Freiheit und Solidarität. Dabei 
müssen wir die Fragen beantworten: Ermutigt das 
umfassende System der Sozialversicherungen die 
Menschen, in Selbstverantwortung Risiken zu über-
nehmen, weil sie auf ein soziales Netz vertrauen kön-
nen, das sie bei Misserfolg auffängt? Oder führt unser 
Sozialstaat eher dazu, dass Menschen nicht mehr 
bereit sind, Risiken zu übernehmen, weil ihnen das 
Gefühl vermittelt wird, dass sich der Staat um sie von 
der Wiege bis zur Bahre kümmert? 

5. Schließlich besteht die letzte innere Heraus
forderung darin, ob wir in einer Zeit, in der immer öfter 
radikale Lösungen gefordert werden und der Kom
promiss als etwas schwaches angesehen wird, am 
Prinzip des Aushandels und des Kompromisses fest-
halten können.

ANSÄTZE ZUR BEWÄLTIGUNG DER 
HERAUSFORDERUNGEN

Wie können wir nun den Herausforderungen angemes-
sen begegnen? Als erstes müssen wir Herausforderun-
gen auch als solche benennen und sie nicht als Bedro-
hungen sehen. So reden wir beispielsweise über China 
als Bedrohung. Es reicht nicht aus, sich zu beklagen, 
wenn China ein Projekt wie die Seidenstraße voran-
treibt und sich zunehmend stärker in Afrika engagiert. 
Die richtige Antwort darauf sind eigene, europäische 
Projekte. Solche Herausforderungen können dann zu 
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äußeren Impulsen werden, die uns dazu leiten, in der 
EU noch enger zu kooperieren, um effizienter auf glo-
bale Entwicklungen reagieren zu können.

Zweitens müssen wir den ordoliberalen Ansatz 
neu erklären und neu beleben. In Anlehnung an die 
Definition von Andreas Rödder müssen wir ange
messene Regeln für den Markt finden und uns nicht 
darauf verlassen, dass alles durch den Markt ge
regelt wird. Im Hinblick auf den Außenhandel müs-
sen unsere Vorstellungen von Regeln durchgesetzt 
werden, z.B. mit Hilfe der WTO. Es kommt vor allem 
darauf an, dass es der EU gelingt, mit diesen Staa-
ten Vereinbarungen für einen fairen Wettbewerb zu 
treffen. Es muss das Prinzip der Gegenseitig gelten. 
Das bedeutet aber nicht, einen protektionistischen 
Ansatz zu verfolgen. Wir sollten am Freihandel fest-
halten und unsere Märkte weiterhin offen halten. 
Freier Handel ist aber keine Einbahnstraße: Wenn wir 
in der EU für die Unternehmen eines anderen Staa-
tes Märkte zugänglich machen, müssen unsere Part-
ner im Gegenzug auch für unsere Unternehmen ihre 
Märkte öffnen. Dies gilt vor allem im Hinblick auf 
China, aber auch für die USA. Hier gilt es, in die Ver-
handlungen zu einem Freihandelsabkommen mit 
den USA mit einer geeinigten EU-Position zu gehen. 
Daher müssen wir unsere gemeinsame Zusammen
arbeit stärken. 

Drittens brauchen wir ein klares Bekenntnis 
für Wachstum. Dabei brauchen wir ein Fortschritts-
wachstum – ein Wachstum, das durch Innovationen 
und Forschung getrieben ist. Das schließt alle For-
schungsbereiche ein. In Deutschland sind bestimmte 
Bereiche, wie z.B. die Bioökonomie, in den Hinter-
grund gerückt, weil Forschung von vornherein aus 
ethischen Gründen in Zweifel gezogen wird. Dies kos-
tet nicht nur Wachstumspotenzial. Vielmehr zieht sich 
Deutschland damit aus der Verantwortung für globale 
Menschheitsfragen zurück.

Wir müssen auch den Bereich Künstliche Intel-
ligenz (KI) in den Blick nehmen. Hier sind die USA 
und China führend. Dabei sind die Unterschiede zwi-
schen dem chinesischen und dem deutschen Ansatz 
eklatant. China setzt bei seiner KI-Strategie auf Bil-
dung und vermittelt den Umgang mit KI schon in der 
Schule. Wir streiten uns in Deutschland beim Digi-
tal-Pakt über Bund-Länder-Beziehungen, ohne über 
die Inhalte zu reden, die wir unseren Kindern ver-
mitteln wollen. Dabei ist KI mehr als nur die Ahnung 
von Programmierung. Es geht darum zu vermitteln, 
wie man in einer digitalen Welt ein selbstbestimm-
ter Mensch bleiben kann – indem man nämlich Funk
tionsweisen durchschauen und bestimmen kann. 
Hier muss unsere Bildungspolitik ansetzen.

Fortschrittswachstum bedeutet aber auch ein 
Wachstum, das durch Innovationen Probleme lösen 
kann, z.B. in der Klimaschutzpolitik. Wir haben den 
Pariser Klimazielen zugestimmt und wollen sie ein-
halten. Klimaschutzpolitik muss in Kombination aus 
lokalem Handeln und internationaler Kooperation 

erfolgreich sein. Der Kohleausstieg in Deutschland 
ist ein richtiger Schritt. Wir sollten aber nicht auf Wis-
senstransfer verzichten. So sollte z.B. in der Entwick-
lungspolitik die Möglichkeit geschaffen werden, Tech-
nologien zur Ertüchtigung von Kohlekraftwerken in 
anderen Ländern einzusetzen. Indien wird beispiels-
weise in den nächsten Jahren nicht auf die Kohlekraft 
verzichten. Wir sollten aber mit unserem technolo
gischen Wissen einen Beitrag dazu leisten, dass es 
vom Wirkungsgrad die modernsten Kohlekraftwerke 
sind und nicht die ältesten.

Soziale Marktwirtschaft kann nur erfolgreich 
sein, wenn sie nachhaltig ist. Das bedeutet: Wachs-
tum und Wohlstand dürfen nicht zulasten zukünftiger 
Generationen gehen. Unsere Kinder und Enkel sollen 
sich darauf verlassen können, dass sie auch morgen 
in einer lebenswerten Welt leben können. Auch bei 
den Maßnahmen im Umwelt- und Klimaschutz müs-
sen wir uns an marktwirtschaftlichen Prinzipien ori-
entieren, anstatt mit Zwang und Verboten zu reagie-
ren. Umweltschäden infolge wirtschaftlicher Pro-
zesse und gesellschaftlicher Entwicklungen sollten 
stärker mit angemessenen Preisen in einen funk- 
tionsfähigen Marktmechanismus einbezogen werden. 
So würden Schäden effizienter reduziert bzw. verhin-
dert. Bei der Wahl der richtigen Instrumente für die 
Bepreisung sollten wir uns an drei Kriterien orien-
tieren: Erstens müssen sie den CO2-Ausstoß wirksam 
reduzieren. Zweitens müssen sie wirtschaftlich und 
innovationsanreizend sein. Drittens müssen sie sozial 
ausgewogen sein, weil eine solch wichtige gesell-
schaftspolitische Frage wie der Klimaschutz breite 
gesellschaftliche Akzeptanz braucht. Bei Betrachtung 
der Ergebnisse der vergangenen Europawahl hat die 
Klimafrage nämlich das Potenzial zu einer Spaltfrage 
in unserer Gesellschaft zu werden.

Viertens müssen wir unser Aufstiegsversprechen 
erfüllen. Das Versprechen kann nicht nur materieller 
Art sein. Es geht z.B. um eine gute Balance von Beruf 
und Freizeit, die vielen Menschen immer wichtiger 
wird. Dafür muss die Politik die richtigen Rahmen-
bedingungen schaffen. Solche Rahmenbedingungen 
sind auch ein Faktor im Wettbewerb um die klügsten 
Köpfe. Hierbei brauchen wir auch eine andere Sicht-
weise, etwas mehr von nordeuropäischer Gelassen-
heit. Jeder Arbeitnehmer und Unternehmer sollte 
selbstverständlich auch als ein Familienvater bzw. 
eine Familienmutter wahrgenommen werden. Das 
Gesamtsystem sollte auf eine gute Vereinbarkeit zwi-
schen Beruf und Familie ausgerichtet werden. 

Zudem ist Bildung der Schlüssel für individuelle 
Lebens- und Aufstiegschancen. Es ist wichtig, dass 
Menschen in unserem Land leistungsbereit sind, ver-
gleichbare Bildungschancen unabhängig von ihrer 
regionalen und sozialen Herkunft haben und von 
gleichwertigen Bildungsangeboten profitieren kön-
nen. Bildung ist eine entscheidende Voraussetzung 
für den Umgang mit neuen Technologien und Ent-
wicklungen, wie etwa der KI. Es ist daher wichtig, die 
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digitalen Kompetenzen von Schülern und Studenten 
schon früh stärker zu entwickeln. 

Fünftens müssen wir den Wohlstand durch An
erkennung von Leistung stärken. Die Leistungsträger 
in der Mitte unserer Gesellschaft müssen von staat-
lichen Abgaben entlastet werden, damit sie genug 
finanziellen Spielraum haben, um über den größeren 
Anteil ihres Einkommens selbst verfügen zu können. 
Wir müssen unser Steuer- und Sozialversicherungs-
system so ausrichten, dass sich Leistung lohnt. Es 
gilt aber auch, mit einem modernen Unternehmen-
steuerrecht die Wettbewerbsfähigkeit und Innova
tionstätigkeit von Unternehmen zu stärken. 

Letzter und vielleicht der entscheidendste Punkt 
ist das Thema »Dynamik und Risiko«. So gibt es in 
Deutschland den Drang, vieles zu 110% zu regeln. 
Damit wir aber auch international wettbewerbsfä-
hig bleiben, müssen wir uns mehr Risiko zutrauen. 
Wir brauchen daher eine Debatte darüber, wo auf 
Regulierung verzichtet werden kann bzw. wo Regeln 
flexibler gestaltet werden können. Regeln sind zwar 
wichtig und notwendig, jedoch können sie zum Hin-
dernis für Innovation und Wachstum werden. Dort, 
wo Auflagen und Bürokratie zur Bremse werden, 
müssen sie auf ein notwendiges Mindestmaß zurück-
geführt werden. Dazu sollten auch die Potenziale der 
Digitalisierung genutzt werden. Wir brauchen aber 
auch Projekte, die im Wettbewerb auf kleineren Ebe-
nen ausprobiert werden können. So können Lösun-
gen gefunden werden, die wir dann flächendeckend 
einsetzen können.

WISSENSCHAFTLICHE BERATUNG UNTERSTÜTZT 
POLITISCHE ENTSCHEIDUNGEN

Im vergangenen Jahr wurde die Soziale Marktwirt-
schaft 70 Jahre alt. Dieses Jahr feiert nun das ifo In
stitut sein 70-jähriges Bestehen. Es ist kein Zufall, 
dass die beiden Jubiläen nah beieinander liegen. 
Denn die Soziale Marktwirtschaft und das ifo Institut 
haben einen gemeinsamen Gründungsvater: Ludwig 
Erhard. Erhards Mut und Optimismus ist es zu verdan-
ken, dass Deutschland nach der Zerstörung im Zwei-
ten Weltkrieg schnell zu unerhofftem, aber hart ver-
dientem Wohlstand kam. Die Soziale Marktwirtschaft 
war damals die richtige Antwort auf die damalige 
Disruption.

Ich bin der festen Überzeugung, dass die So
ziale Marktwirtschaft auch heute die richtige Antwort 
auf die gegenwärtige Disruption ist. Der Mut und der 
Optimismus Erhards sollten uns auch in den nächsten 
70 Jahren leiten. Als Politiker haben wir die Verant-
wortung, die Weichen richtig zu stellen. Dabei gestal-
tet Politik in der Sozialen Marktwirtschaft Verände-
rungen mit Optimismus und einem festen Blick in die 
Zukunft. Sie muss die richtigen Antworten auf aktu-
elle Herausforderungen finden und die Rahmenbe
dingungen richtig setzen, damit alle Menschen an 
Wohlstand, Chancen und Fortschritt teilhaben kön-

nen – gerade in einer Zeit mit tiefgreifenden und 
schnellen Veränderungen.

Um richtige Entscheidungen treffen zu können, 
ist die Politik auf gute und unabhängige wissenschaft-
liche Beratung angewiesen. Die Wissenschaft hat die 
Aufgabe, auf Fehlentwicklungen hinzuweisen und 
Lösungen zu empfehlen. Es lassen sich einfacher poli-
tische Entscheidungen finden, wenn wissenschaft-
lich fundierte Belege vorliegen. Bei der Gründung des 
ifo Instituts verwendete Ludwig Erhard die Metapher 
der »Brücke«. Das ifo Institut sollte die Brücke zwi-
schen Forschung und Praxis sein und sich bei den For-
schungsschwerpunkten am Bedarf der wirtschaftli-
chen und politischen Praxis orientieren. Dies ist dem 
ifo Institut sehr gut gelungen. Ich sehe das ifo Institut 
nicht nur als eine wichtige wissenschaftliche Gedan-
kenschmiede und einen kompetenten Impulsgeber, 
sondern auch als einen wichtigen Unterstützer zur 
Wahrung und Stärkung der Sozialen Marktwirtschaft. 
Daher beglückwünsche ich das ifo Institut auch an die-
ser Stelle zum 70. Bestehen und wünsche ihm für die 
Zukunft weiterhin viel Erfolg bei der wissenschaftli-
chen Arbeit, von der die Politik, die Soziale Marktwirt-
schaft und damit alle Menschen in Deutschland profi-
tieren mögen. 
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Über die letzten Jahre verzeichneten digitale Platt-
formunternehmen gigantische Kursgewinne an den 
Börsen. Heute sind nach Marktkapitalisierung die 
fünf Digitalgiganten aus den USA – Microsoft, Amazon, 
Apple, Google (Alphabet) und Facebook – die wert-
vollsten börsennotierten Unternehmen der Welt, 
und mit Alibaba und Tencent aus China finden sich 
zwei weitere Plattformbetreiber unter den Top 10. 
Die Rufe nach einer Untersuchung der Praktiken 
der mächtigen Technologieunternehmen hinter den 
Plattformen werden selbst in den USA lauter. Kürzlich 
schloss sich mit Chris Hughes sogar ein Facebook- 
Mitgründer öffentlich in einem Artikel in der New York 
Times den Forderungen nach einer Zerschlagung 
von Mark Zuckerbergs Imperium an. Die kürzlich in 
den USA begonnenen Untersuchungen gegen Apple, 
Google, Facebook und Amazon zeigen, dass diesen 
Worten Taten folgen könnten, wenn sich der Ver-
dacht auf Missbrauch der mächtigen Stellung bestä-
tigt. Mit dem Handelsstreit zwischen China und den 
USA erlangt die starke Stellung eines US-Digitalgi-
ganten weitere Brisanz. Die Abhängigkeit Huaweis 
von Googles Android-Betriebssystem für Smartpho-
nes könnte dem chinesischen Unternehmen zum 
Verhängnis werden, Huawei hat mittlerweile ange-
kündigt, die Entwicklung eines eigenen Systems 
voranzutreiben. 

Ökonomen sprechen von »natürlichen Mono
polen« wenn die Bereitstellung eines Gutes am güns-
tigsten (und effizientesten) von einem einzigen Unter-
nehmen erfolgen kann. Dies ist bei der Bereitstellung 
von Infrastruktur häufig der Fall, da der Aufbau der 
Infrastruktur (bspw. eines Telefonnetzes) mit hohen 
Fixkosten verbunden ist. Eine Duplizierung der In
frastruktur durch ein weiteres Unternehmen wäre 
ineffizient, solange es keine Engpässe gibt, und die 
Marktmacht des alleinigen Anbieters könnte statt-
dessen zum Wohle der Konsumenten besser vom 
Staat reguliert werden. Unternehmen, die wie Face-
book soziale Netzwerke bereitstellen, haben eine so 
große Nutzerbasis, weil das Netzwerk für jeden einzel-
nen Nutzer umso wertvoller wird, je mehr andere Nut-
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Bedrohen die Digitalgiganten den 
Wettbewerb?**

zer auf der Plattform aktiv sind. Auch ist die Entwick-
lung der Software und der Betrieb der Datenzentren 
für das Netzwerk mit hohen Kosten verbunden, wäh-
rend ein weiterer Benutzer vernachlässigbare Zusatz-
kosten verursacht. Viele Unternehmen nutzen wie-
derum die Informationen über ihre Nutzer für daten-
getriebene Geschäftsmodelle, wie den Verkauf von 
personalisiertem Online-Werbeplatz. Die hohe Markt
kapitalisierung dieser Unternehmen deutet darauf 
hin, dass der Kapitalmarkt hohe Gewinnerwartungen 
in solche datenbasierte Geschäftsmodelle hat.

Wie sollte der Staat mit derartigen Unternehmen 
umgehen? Überdurchschnittliche Gewinne sind eine 
Art Belohnung für eingeführte Innovation. Diese dy
namischen Anreizwirkungen müssen mit statischen 
Effizienzverlusten, insbesondere durch überhöhte 
Preise, abgewogen werden. Diese Abwägung liegt 
auch dem Patentschutz zugrunde. Das Patentsystem 
bietet Erfindern ein zeitlich begrenztes Monopol über 
die Nutzung ihrer Innovation. So können die getätigten 
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen durch 
Preise, die während der Patentlaufzeit über den Wett-
bewerbspreisen liegen, wieder ausgeglichen wer-
den. Es entsteht ein dynamischer Innovationswett- 
bewerb um die zeitlich befristete Monopolstellung. 

Bei Patenten ist das Monopol des Erfinders für 
einen klar definierten Zeitraum durch den Staat 
geschützt. Im Gegensatz dazu sind es die digitalen 
Plattformen selbst, die versuchen, meist technolo-
gisch, Wettbewerbern Zugang zum Markt zu verweh-
ren oder zu erschweren. Allerdings haben die Unter-
nehmen einen Anreiz, die Marktzugangshürden dau-
erhaft aufrechtzuerhalten. Anders als bei Patenten, 
wo der Staat aktiv wird, um das Monopol aufrecht-

*	 Prof. Dr. Oliver Falck ist Leiter des ifo Zentrums für Industrieöko-
nomik und neue Technologien und Professor für Volkswirtschafts-
lehre, insb. Empirische Innovationsökonomik, an der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München.
**	 Unter Mitarbeit von Dr. Thomas Fackler, wissenschaftlicher Mitar-
beiter am ifo Zentrum für Industrieökonomik und neue Technologien.

Oliver Falck



18

IFO JAHRESVERSAMMLUNG

ifo Schnelldienst  11 / 2019  72. Jahrgang  13. Juni 2019

zuerhalten, müsste der Staat also aktiv werden, um 
Wettbewerbern Zugang zu ermöglichen. 

Beispielsweise haben Instant-Messaging-Diens
te wie Google Talk (das mittlerweile von anderen 
Google-Produkten abgelöst wurde) und Facebook 
Messenger, nachdem sie eine kritische Größe er
reicht hatten, die Unterstützung offener Protokolle 
eingestellt und durch proprietäre Systeme die Mög-
lichkeit der Kommunikation mit Nutzern anderer 
Dienste aufgegeben. Damit wurden neue Messag
ing-Dienste für Nutzer unattraktiv, und ein Wechsel 
von Nutzern zu neuen Messaging-Diensten wurde 
unwahrscheinlicher. In Analogie zum befristeten 
Patentschutz müsste der Staat hier nach gewis-
ser Zeit eingreifen, um die Interoperabilität wieder- 
herzustellen. Es wird häufig darauf verwiesen, 
dass es sich bei Plattformenmärkten um »Winner- 
takes-all«-Märkte handelt. Demnach ist ein staat-
liches Handeln möglicherweise schon angebracht, 
bevor unumkehrbare Marktmacht eines Unterneh-
mens entsteht. Die Anreize für die Erschaffung neuer 
Dienste sollten von dem Wissen, dass der Staat in 
ferner Zukunft eine technologische Marktöffnung 
durchsetzt, aber ebenso wenig verhindert werden 
wie die begrenzte Laufzeit von Patenten, die An- 
reize für Forschung und Entwicklung beeinflusst. 

Die Digitalgiganten haben u.a. durch Firmen-
übernahmen, insbesondere von innovativen Start-
ups, ihre Marktposition ausgebaut und für die 
Zukunft gesichert. Facebook etwa kann der Abwan-
derung von Nutzern auf andere Seiten und Apps 
unbesorgt zusehen, wenn diese wie Instagram und 
WhatsApp bereits im eigenen Besitz sind. Eine kriti-
schere Betrachtung von Übernahmen scheint daher 
durchaus angebracht. Dabei muss aber berücksich-
tigt werden, dass die Übernahmen für Gründer einen 
attraktiven Exit darstellen, der auch nicht verhin-
dert werden sollte, ohne bessere Möglichkeiten für 
organisches Wachstum dieser Start-ups zu schaffen, 
etwa durch den Zwang der dominanten Firmen zur 
Interoperabilität. 

Und schließlich muss der Umgang mit den wert-
vollen Daten, die sich beim Netzwerkbetreiber an
häufen und die Basis für datenbasierte Geschäfts-

modelle sind, effizient geregelt werden. Daten, die 
die Digitalgiganten durch ihre Aktivität in vielen 
Bereichen sammeln und verknüpfen, werden zum 
unüberwindbaren Wettbewerbsvorteil. Die Idee eines 
»Daten-für-alle-Gesetzes«, wie jüngst von der SPD 
eingebracht, hat daher durchaus Charme. Allerdings 
ist auch hierbei zu beachten, dass durch ein Daten-
teilungsregime Anreize zum Datensammeln und zu 
datenbasierten Innovationen nicht verloren gehen 
dürfen. Darüber hinaus sind die Grenzen durch die 
europäische Datenschutzgrundverordnung, die u.a. 
das Eigentum von Individualdaten regelt, zu beach-
ten. Nicht zuletzt kann das Datenteilen auch zu un
erwünschter Kollusion zwischen einigen Marktteil-
nehmern genutzt werden, was den Wettbewerb effek-
tiv verringern und die Kartellbehörden auf den Plan 
rufen könnte. 

Durch die sich schnell weiterentwickelnden 
Technologien befindet sich die Politik in einem ste-
ten Lernprozess. Existieren technologische Lösun-
gen, um Märkte zu öffnen, müssen die jeweiligen 
Plattformen nicht mehr als natürliche Monopole 
betrachtet werden. Die Wirtschaftspolitik hat dann 
Spielraum, den Trade-off zwischen Innovationsan
reizen und Wettbewerb zu optimieren. Digitalkon-
zerne sollten frühzeitig beobachtet werden, schon 
bevor eine marktbeherrschende Stellung entsteht. 
Gibt es etwa Strategien, um »Multihoming«, also die 
parallele Nutzung mehrerer Systeme, zu unterbin-
den? Sind vorgebrachte technologische Erklärungen 
für deren Einsatz glaubwürdig? Ebenso sollten Über-
nahmen, auch von oftmals noch nicht profitablen 
Start-ups, genauer betrachtet werden, insbesondere 
wenn damit große Datenschätze miteinander ver-
bunden werden. Gleichzeitig ist Vorsicht vor übereil-
ten Gesetzesänderungen geboten. Der europäische 
und deutsche Rechtsrahmen ist grundsätzlich auch 
im Zeitalter der Digitalisierung geeignet, den Wett-
bewerb zu regeln. Die technologischen Aspekte digi-
taler Plattformen stellen eine Herausforderung dar. 
Sie bieten aber auch Chancen, neue und effizientere 
Regulierungsansätze zu erproben, die nicht überse-
hen werden sollten. 



19

IFO JAHRESVERSAMMLUNG

ifo Schnelldienst  11 / 2019  72. Jahrgang  13. Juni 2019

Liest man über die Ursprünge unserer Wirtschafts-
ordnung, so wird für die Rolle Ludwig Erhards oft das 
Sprachbild des Architekten gebraucht: Der damalige 
Wirtschaftsminister und spätere Bundeskanzler als 
»Architekt der Sozialen Marktwirtschaft.« Kein ein-
ziges Wort des Lobes ist zu viel, wenn wir über die 
Zweckmäßigkeit, Ausgewogenheit und innere Sta-
bilität des von Erhard entworfenen Gebäudes spre-
chen, unter dessen Dach wir nie gekannten Wohl- 
stand genießen. Allein dieses Wohlstandes wegen 
muss es unser aller Verpflichtung sein, dieses Gebäude 
zu erhalten. Aber: Erhards Versprechen des »Wohl-
standes für alle« wird heute nicht eingelöst. Wohl-
stand für viele, ja, und geradezu dekadenter Wohl-
stand für einige wenige, auch das. Mit Blick auf das 
gesamte Gebäude Soziale Marktwirtschaft dürfen das 
neue Multimediasystem und die digital vernetzten 
Küchengeräte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass trotz solider Bauweise das Fundament stellen-
weise bröckelt, die tragenden Säulen auch durch neue 
Witterungsverhältnisse gefährlich erodieren und das 
Dach deshalb schon gehörig in Schieflage ist. 

So mancher Zeitgenosse wundert sich dabei, wie 
dieses Gebäude auf historischen Aufnahmen aussieht. 
Die Säulen für freien Wettbewerb und freie Unterneh-
merinitiative sind auch heute noch mühelos zu erken-
nen, wie auch die ordoliberalen Elemente an den Ka­
pitellen weitestgehend in gutem Zustand sind. Die 
einstige Größe der Säulen für öffentliche Daseinsfür-
sorge, für staatliche Investitionen, für gerechte Besteu-
erung und für tarifliche Mitbestimmung muss aber vie-
len Kindern des heutigen neoliberalen Zeitgeistes 
regelrecht den Atem verschlagen. 

Dabei liegt es mir fern, entgegengesetzte Ge­
schichtsklitterung zu betreiben: Der sozialstaatliche 
Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge ist auch durch 
den Einfluss der Sozialdemokratie und trotz zu be­
hebender Defizite umfassender und besser als zu 
Erhards Zeiten. Wer sich aber vor Augen führt, wie 
weit heute Menschen gerade in ländlichen Gebie-
ten zum nächsten Krankenhaus oder einem öffent­
lichen Schwimmbad fahren müssen und dies oft nur 
noch schwerlich können, weil nach dem stillgeleg-
tem Regionalbahnhof der Deutschen Bahn nun auch 
die letzte Busverbindung eingestellt wurde, der mag 
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erkennen, dass diese Säule nicht mehr genügend 
trägt und dringend gestärkt werden muss. Deutsch-
land war geteilt in Ost und West, als Erhard das 
Gebäude im westlichen Teil entwarf. Wir dürfen nicht 
zulassen, dass Deutschland nach der Wiedervereini-
gung erneut geteilt wird in abgehängt-ländlich und 
aufstrebend-städtisch. 

Derweil spüren die Menschen in den dynami-
schen Großstädten die ungenügende öffentliche 
Daseinsvorsorge auf andere Art: Normalverdiener, 
die als Polizistin, Kindergärtner oder Busfahrerin 
die Stadt am Laufen halten, können sich die Mieten 
im Zentrum nicht mehr leisten – von Geringverdie-
nern ganz zu schweigen. Einer der Hauptgründe ist 
eine Vernachlässigung des zu Ehrhards Zeiten noch 
im großen Stile betriebenen öffentlichen Wohnungs- 
baus. Allein im Jahr 1955 wurden noch 320 000 So­
zialwohnungen fertiggestellt, um die nach dem 
Krieg immer noch große Wohnungsnot weiter zu lin-
dern. Die Probleme mögen heute kleiner sein, aber 
wenn von ca. 80 000 benötigten neuen Sozialwoh-
nungen pro Jahr nur knapp 30 000 gebaut werden, 
während öffentliche Wohnungsbaugenossenschaf-
ten über Jahre privatisiert wurden, macht das die 
heutige Dimension des Problems deutlich. Wo der 
Staat wie hier seine Rolle als Korrektiv gegen Markt-
versagen nicht ausfüllt, wackelt das »sozial« in »so­
ziale Marktwirtschaft« und untergräbt somit das Ver-
trauen in politisches System wie Wirtschaftsordnung 
gleichermaßen. 

Aber nicht nur im Wohnungsbau hat sich der Staat 
viel zu weit zurückgezogen: Öffentliche Investitionen 
im Allgemeinen sind geradezu verzwergt im Vergleich 
zur Erhard-Zeit. Anfang bis Mitte der 1960er Jahre *	 Dr. Ralf Stegner ist Stellvertretender Vorsitzender der SPD.

Ralf Stegner
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wurden beispielsweise noch über 15% des Brutto­
inlandsprodukts vom Staat in neue Infrastruktur etc. 
investiert. Heute erreichen wir trotz wieder gestie­
gener Investitionen nur einen Wert von knapp 5% 
des BIP. Die Folge: Jede zweite Schule ist sanierungs­
bedürftig, das Schienennetz der Deutschen Bahn  
marode und der Ausbau von mobilem Internet weiter-
hin fern davon, auch nur im Ansatz flächendeckend 
zu sein. Die immensen Investitionen, die für den so­
zialverträglichen Umbau unserer Industriegesell-
schaft hin zu einem ökologisch-nachhaltigen System 
benötigt werden, sind da erst in Ansätzen eingepreist. 
Wer angesichts dieser Herausforderungen die Hand-
lungsfähigkeit des Staates nicht stärken will, vergreift 
sich am Wohlstand der nachfolgenden Generationen. 

Dass trotz der Dringlichkeit dieser Investitionen 
das Investitionsniveau nur langsam ansteigt zeigt 
nicht nur, wie sehr sich der neoliberale Ungeist auch in 
der Haushaltspolitik etabliert hat, sondern auch, wie 
sehr die Säule der gerechten Besteuerung erodiert ist. 
Allen »Je freier die Wirtschaft, desto sozialer ist sie«-Zi-
taten Erhards zum Trotz lag der Spitzensteuersatz 
unter ihm als Wirtschaftsminister bei 52%, während 
sehr Reiche über eine Vermögensteuer zum Gemein- 
wohl beitrugen. Heute beträgt der Spitzensteuer-
satz inklusive Reichensteuer 45%, und die Vermögen-
steuer gibt es nicht mehr. Diese Säule zu stärken heißt, 
sehr wohlhabende Menschen sowie große Konzerne 
wieder mehr zum Gemeinwohl beitragen zu lassen 
und diese Verantwortung gegenüber der Gesellschaft 
lückenlos durchzusetzen. Instrumente wie eine inter-
nationale Mindestbesteuerung, eine Finanztransak­
tionssteuer, eine Digitalsteuer und auch eine neu auf-
gelegte Vermögensteuer sind die Grundlage für eine 
Rückkehr zu verantwortungsgerechten staatlichen 
Investitionen und eine öffentliche Daseinsvorsorge, 
die ihrem Namen gerecht wird. 

Doch auch die Säule der tariflichen Mitbestim-
mung ist gefährlich wackelig geworden. Waren 1950 
noch knapp 43% der abhängig Erwerbstätigen ge­
werkschaftlich organisiert, so waren es 2015 nur noch 
18%. Im Osten der Republik haben nicht mal mehr die 
Hälfte aller Beschäftigten einen Tarifvertrag, und auch 
in den alten Bundesländern geht die Tendenz in diese 

katastrophale Richtung. Der 2013 eingeführte Min-
destlohn war überfällig, um gegen den ausufernden 
Niedriglohnsektor vorzugehen. Gleichzeitig ist er gut 
für die Wirtschaft, da er Unternehmen, die anständige 
Löhne zahlen, vor Dumpingwettbewerb schützt. Aber 
die Notwendigkeit eines Mindestlohnes zeigt eben 
auch, dass das Prinzip der Tarifautonomie nicht mehr 
ausreichte, um flächendeckend anständige Löhne 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicherzu-
stellen. Die Säule der tariflichen Mitbestimmung zu 
erneuern, heißt für mich, gewerkschaftliches Enga­
gement zu fördern, das Mitspracherecht in Betrieben 
zu stärken, tarifgebundene Unternehmen steuerlich 
besserzustellen und konkrete Gegenmaßnahmen ein-
zuleiten, wenn im Zeitalter des digitalisierten Arbei-
tens eigentlich begrüßenswerte Neuerungen wie ein 
Recht auf Home Office mithin zu Vereinzelung führen 
und die kollektive Interessenvertretung der Beleg-
schaft gefährden. 

Ebenso wichtig wie der Blick von außen auf die 
Bausubstanz ist aber ein Blick aus dem Fenster. Auch, 
wenn manche so tun: Das Gebäude Soziale Markt
wirtschaft steht nicht auf einer Insel. Das Attribut 
»sozial« darf sich also nicht nur nach innen richten.  
Ein System nach dem Motto »Wir sind reich, weil 
andere arm sind« hat keine Zukunft, denn wir sind 
beim Erhalt unseres Gebäudes mehr denn je auf 
unsere Nachbarn in der Straße, aber auch in der  
ganzen, immer stärker vernetzten Stadt der Welt­
wirtschaft angewiesen. Globale Fragen der fairen 
Handelspolitik, der Klimapolitik und der Friedens-
politik betreffen direkt das Fundament des ganzen 
Gebäudes. Ohne »Sozialpartnerschaften« auch auf 
internationaler Ebene können wir dieses Fundament 
nicht stabilisieren. 

»Wohlstand für alle.« Dieses Versprechen ist groß. 
Doch: Das Dach spannt sich wahrlich weit genug, um 
dieses Versprechen einzulösen. Und klar ist auch: Das 
Gebäude Soziale Marktwirtschaft wäre das erste ge­
wesen, dass nach 70 Jahren und stark veränderter 
Witterung keine Mängel aufweist. Lassen Sie uns also 
frischen Mörtel anrühren und gemeinsam anpacken, 
um es wetterfest zu machen und dieses vor 70 Jahren 
gegebene Versprechen einzulösen! 
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Die Digitalisierung verändert die Welt, die Auswir­
kungen auf Wirtschaft und Gesellschaft sind tiefgrei­
fend. Auch auf die Soziale Marktwirtschaft, seit Jahr­
zehnten die Wirtschaftsordnung in Deutschland, 
wirkt dieser Wandel nachhaltig. So gewinnt die Digi­
tale Transformation zunehmend an Einfluss auf die 
Geschäfte vieler Unternehmen. In diesem Kontext 
werden typischerweise nordamerikanische Digital­
riesen wie Amazon oder Apple genannt. Aber auch das 
Beispiel China zeigt, was eine gezielte Technologie­
förderung durch die Politik bewirken kann. 

Vor diesem Hintergrund kommt dem indus­
triellen 3D-Druck eine Schlüsselrolle zu – als Schnitt­
stelle der digitalen in die materielle Welt. Denn damit 
knüpft die Technologie direkt an Industrie 4.0 an und 
adressiert im Spannungsfeld eines globalen Wett­
bewerbs die Stärken europäischer Unternehmen im 
Produktionsumfeld.

WAS IST EIGENTLICH INDUSTRIELLER 3D-DRUCK?

Im industriellen 3D-Druck, auch additive Fertigung 
(additive manufacturing, AM) genannt, schmelzen 
Laser pulverförmiges Material Schicht für Schicht auf 
– so entsteht aus digitalen 3D-Konstruktionsdaten 
ein reales Bauteil. Anstatt ein Werkstück aus einem 
festen Block zu fräsen, wird nur dort Material ver­
schmolzen, wo es die Geometrie des Bauteils erfor­
dert. Nicht verschmolzenes Pulver kann wiederver­
wendet werden. Harte Kunststoffe wie Polyamid, 
gummiartige Werkstoffe wie TPU lassen sich genauso 
verarbeiten wie Hochtemperaturpolymere wie PEEK 
mit einem Schmelzpunkt von über 300 °C. Auf der 
Metallseite wächst die Bandbreite an Materialien ste­
tig. Prinzipiell alle schweißbaren Metalle von Alumi­
nium über Edelstähle bis hin zu Titan, Wolfram oder 
Gold können verarbeitet werden. 

Der industrielle 3D-Druck als Fertigungsmethode 
wurde anfangs vor allem zum Bau von Anschauungs- 
und Funktionsprototypen genutzt. Seitdem bewies 
die Technologie ihren Nutzen für zahlreiche Kunden 
in unterschiedlichsten Industrien. Mittlerweile hat 
der 3D-Druck einen Reifegrad erreicht, der es Kunden 
ermöglicht, Komponenten und Endteile in Serie her­
zustellen. Dabei geht es nicht zwangsläufig darum, 

Hans J. Langer*

Industrieller 3D-Druck:  
Die europäische Antwort auf die  
Digitalisierung

bei welchen Anwendungen die additive die konven­
tionelle Fertigung ersetzen kann. Vielmehr ist das Ziel 
die lückenlose, effiziente Integration in bestehende 
Produktionsumgebungen. 

WAS MACHT DEN 3D-DRUCK SO BESONDERS? 

Der wesentliche Vorteil additiver Verfahren ist, dass 
der Konstrukteur nahezu frei in der Auslegung sei­
nes Bauteils ist. Produktionsbedingte Limitierungen 
wie Entformungsschrägen oder Mindestbiegeradien 
gehören der Vergangenheit an. Damit können Bau­
teile entlang ihres Belastungszustandes optimiert 
werden. Bionik ist das Stichwort. Mittlerweile wer­
den Bauteile in der Luftfahrt eingesetzt, die weniger 
als die Hälfte wiegen, aber die gleiche Funktionali- 
tät erfüllen. 

Dabei gilt: Je komplexer, desto besser! Es wer­
den heute beispielsweise Hüftimplantate mit einer 
gitterartigen Oberfläche produziert, um das Einwach­
sen von Knochen zu stimulieren. Die Breite dieser 
mehreren hunderttausend Gitterverbindungen liegt 
unter 100 µm. Gleichzeitig wird diese Geometrie deut­
lich schneller gefertigt als eine vergleichbare solide, 
da der Laser diese filigrane Kontur deutlich schneller 
belichten kann. Der Maschine ist es übrigens gleich­
gültig, ob sie in einem Arbeitsschritt 100 identische 
oder 100 individualisierte Hüftimplantate fertigt. Und 
das ist ein gewaltiger Vorteil: Die Fertigung wird indi­
viduell – Losgröße 1 – »Mass Customization«!

Die Konstruktionsfreiheit erlaubt es, zusätz
lichen Wert in Bauteile zu integrieren: Konturnahe 
Kühlkanäle in Werkzeugen reduzieren die Zykluszeit 
von Spritzgussprozessen. Verwirbelungselemente in *	 Dr. Hans J. Langer ist CEO und Chairman der EOS GROUP.

Dr. Hans J. Langer
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Wärmetauschern erhöhen Effizienz und reduzieren 
Gewicht und Volumen. Elemente wie Scharniere, Ver­
schlüsse oder Getriebe lassen sich sogar ohne nach­
gelagerte Montageschritte direkt additiv fertigen. 

Künstliche Intelligenz eröffnet eine weitere 
Dimension. Software »lernt zu konstruieren«. Heute 
sind CAD- und Simulationstools die Werkzeuge un­
serer Ingenieure. Doch die Software lernt und wird 
schlauer. Es existieren Start-ups, die auf Basis de
finierter Bauteilanforderungen die Konstruktion der 
Komponente selbständig durchführen. Vielleicht 
noch nicht perfekt, aber über lernende Algorithmen 
immer besser. Diese, in der Regel vollständig bioni­
schen Designs, sind für den industriellen 3D-Druck 
prädestiniert. 

WAS VERBINDET DEN 3D-DRUCK MIT DER 
DIGITALEN TRANSFORMATION? 

Versuchen wir dies anhand eines einfachen Beispiels 
zu erklären. Sportschuhe sind ein Massenprodukt, 
sie werden je Modell in definierten Größen gefer­
tigt. Es gibt bereits Schuhhersteller, die Schuhe mit 
individualisierter, gedruckter Sohle anbieten. Eine 
exakte Passform ist hier augenscheinlich – über 
3D-Druck kann die Sohle bionisch ausgeführt wer­
den, was das Gewicht deutlich reduziert. Zusätzlich 
wählt der Kunde Muster, Farbe, Dämpfungsverhalten 
und Dekorelemente. Sprich, es handelt sich um ein 
vollständig individualisiertes Massenprodukt. 

Im Gegensatz zum heutigen Verkaufsprozess ist 
eine Software erforderlich, die jedem Kunden eine 
spezifische Konfiguration ermöglicht und ein fer­
tiges digitales Datenmodell der Sohle erstellt. Die 
Interaktion mit dem Kunden verändert sich – Flag­
ship Stores in guten Lagen sind nur noch notwendig, 
um den Verkauf zu stimulieren, eine einmalige digi­
tale Vermessung der Fußgeometrie durchzuführen 
und den Kunden emotional zu binden. Die Produkt­
wahl, der Bestell- und Abwicklungsprozess erfolgen 
dann online. Der Ort für die arbeitsintensive Pro- 
duktion war bislang Asien. 3D-Druck erfordert nur 
wenig menschliche Interaktion, daher kann dort pro­
duziert werden, wo der Schuh abgenommen wird, 
mit deutlich reduziertem Logistikaufwand. Sollte 
mal ein einzelner Schuh verloren gehen – kein Prob­
lem: Es gibt ja immer die digitale Ausgangsdatei. Ein 
Schuh kann leicht nachproduziert werden (Prinzip 
Spare part on demand), ohne physisches Lager und 
die damit verbundenen Kosten. Spannend wird es aus 
Sicht eines Schuhherstellers bei folgenden Fragen: 
Ist eine zentrale, auf Skaleneffekt ausgelegte Ferti­
gung noch zeitgemäß, oder sind kleine, lokale Ferti­
gungszellen effektiver? Können bestehende, globale 
Druckerkapazitäten dritter Anbieter für einzelne Auf- 
träge genutzt werden? Wie verändert sich das 
Geschäftsmodell des Unternehmens? Geht es pri­
mär um Marke und emotionale Kundenbindung? 
Wäre eine dezentrale Produktion und Logistik durch 

andere Unternehmen denkbar? Ist ein Lizenzmodell 
denkbar, bei dem der Kunde für das digitale Modell 
zahlt und sich dann über die Cloud selbst eine Druck­
möglichkeit sucht? Wer dominiert dann den Markt? 
Die OEMs oder Plattformbetreiber? Wer übernimmt 
die Produkthaftung? Wie beeinflusst Produktpira
terie diese Geschäftsmodelle, wenn alle relevanten 
Produktionsdaten in der 3D-Datei gespeichert sind? 

CHANCEN FÜR EUROPA UND INSBESONDERE 
DEUTSCHLAND

Deutschland ist Exportweltmeister mit einem Ex
portüberschuss aktuell in Höhe von 500 Mrd. Euro. 
Diese Wirtschaftsleistung wird zu großen Teilen von 
Mittelstandsfirmen erwirtschaftet. Im globalen Ver­
gleich kann man von Hidden Champions in der Pro­
duktion sprechen, die die Basis des Wohlstands in 
Deutschland bilden. Kostenbedingte Standortnach­
teile werden durch hocheffiziente Produktionssys
teme wettgemacht, Innovation und stetige Optimie­
rung der Ausbringung sind der Schlüssel. Insbesonde- 
re Deutschland ist sowohl führend in Werkzeugma­
schinen und Anlagenbau als auch in der für die Ver­
netzung und den Betrieb erforderlichen digitalen 
Infrastruktur. Die Differenzierung sind hochpräzise 
Anlagen, verknüpft mit einer Kommunikation in Echt­
zeit entlang der gesamten Wertschöpfungskette.

Es gilt nun, die Produktion von der konventionel­
len Technik hin zur Digitalisierung (Industrial Internet) 
weiter zu entwickeln, um die globale Führungsrolle 
Deutschlands zu wahren. Die Schlüsseltechnologie 
der digitalen Fertigung ist der industrielle 3D-Druck. 
USA und China investieren signifikant! Aktuelle För­
derprogramme umfassen jeweils mehr als 3 Mrd. Euro, 
die Deutschland mit Programmen unter 100 Mio. Euro 
bescheiden erscheinen lassen. Mit über 30% Wachs­
tum entwickelt sich das EOS-Geschäft sehr stark in 
den USA – eine ähnlich starke Entwicklung in Deutsch­
land lässt sich nicht feststellen. Daher sind dringend 
Aktivitäten zur Förderung der digitalen Fertigung im 
Mittelstand in Deutschland und Europa notwendig.

FAZIT

Die Welt verändert sich. Es ist schon lange deutlich, 
dass die Digitale Transformation heutige Geschäfte 
radikal beeinflussen wird. Mit dem industriellen 
3D-Druck kommt eine weitere Dimension hinzu. 
Sowohl die Kompetenz zukunftsweisender Produk
tionstechnologie als auch die Pioniere des industriel­
len 3D-Drucks besitzen zu großen Teilen immer noch 
europäische Wurzeln.

In diesem Wandel liegt eine große Chance, die 
Vorreiterrolle Europas und insbesondere Deutsch­
lands im industriellen Umfeld global weiter auszu­
bauen! Die EOS GROUP ist global positioniert und 
bereit, mit entsprechenden Programmen diese Ent­
wicklung zu unterstützen.
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